
Bundessozialgericht

— 11 RJz 8/79 -

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

""°"°"°'....°ucoooooooou.....u..ucouoooolcooooocooooooolo,

Kläger und Revisionskläger,

besonderer Vertreter:

"'"‘°"“'°"°'oooouooovc-ouoco.coooo..nooocoeeooocoooooooo,

g e g e n

"""°"°O°00°°...a......ooconooooooonoocoooooooocn0.000.000,

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche
Verhandlung am 5. November 1980
für Recht erkannt:

Die Revisionen der Kläger gegen das Urteil des Landes-

sozialgerichts Hamburg vom 25. September 1979 werden
zurückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens sind

nicht zu erstatten.
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G r ü n d e :

Streitig ist der Beitragszuschuß zur Krankenversicherung.

Die in der Provinz S (S.) in Kanada lebenden
Kläger, Eheleute, besitzen die kanadische Staatsangehörig-

keit. Sie beziehen, der Kläger seit dem 1, März 1966, die

Klägerin seit dem 1. Februar 1967 von der Beklagten Alters-

ruhegeld„ Ihre Anträge auf Beitragszuschuß zur Krankenver-
sicherung lehnte die Beklagte mit der Begründung ab, daß die

Kläger nicht freiwillig, sondern zwangsweise ohne eigene Ge-

staltungsmöglichkeit Mitglied der "S M
\

C

1 C " (SM) seien (Bescheid vom 4. Februar

1975, Widerspruchsbescheid vom 17. November 1975). Die hier—

gegen erhobenen Klagen hat das Sozialgericht (SG) verbunden

und abgewiesen (Urteil vom 8. Dezember 1977). Die Berufungen
der Kläger hatten keinen Erfolg (Urteil vom 25. September

1979), Das Landessozialgericht (LSG) hat seine Entscheidung
damit begründet, daß die Kläger bei der SM pflichtversichert
seien und daß ihr dortiger Versicherungsschutz dem Schutz

der gesetzlichen deutschen Krankenversicherung im wesent-

lichen gleich sei. Der Versicherungsschutz umfasse freie

ambulante und stationäre Behandlung, Die finanziellen
Mittel für die Krankenversicherung würden durch spezielle

Steuern aufgebracht° Außer Zahnbehandlung und Zahnersatz

würden alle Leistungen übernommen. Um diesen beitragsfreien

und kostenlosen Krankenschutz in Anspruch zu nehmen,brauchten

sich die Einwohner der Provinz 3. lediglich registrieren zu

lassen. Das sei nicht gleichbedeutend mit einem Beitritt zur

freiwilligen Krankenversicherung. Selbst wenn dies« zu-
gunsten der Kläger unterstellt würde, sei ein Anspruch auf

Beitragszuschuß ausgeschlossen, weil die Kläger keine Bei—

träge entrichten würden.

Mit der zugelassenen Revision beantragen die Kläger,

die Entscheidungen der Vorinstanzen sowie die
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angefochtenen Bescheide aufzuheben und die

Beklagte zu verurteilen, den Klägern den Bei-

tragszuschuß nach 5 381 Abs & RVO aF und ab

1. Juli 1977 gem @ 130h e Abs 1 Satz 1 RVG
‘zu gewähren.

Sie machen geltend, sie seien freiwillige Mitglieder der ge-
setzlichen Krankenversicherung. Eine andere Deutung verstoße

gegen Art 6 des deutsch-kanadischen Abkommens über soziale

Sicherheit. Die Entscheidung des Versicherungsträgers, die bei-

tragsfreie Mitgliedschaft in der SM aufgrund freiwilliger

Registrierung als Pflichtversicherung zu werten, sei ohne Be-

teiligung der Verbindungsstelle und damit unter Verstoß gegen
die Art 11 und 7 des Abkommens getroffen werden.

Die Beklagte beantragt,
die Revision zurückzuweisen.

Die Beteiligten haben einer Entscheidung ohne mündliche Ver-

handlung zugestimmt.

II

Die Revisionen sind unbegründet.

Den Klägern steht der für die Zeit ab 1. Mai 1972 geltend ge—

machte Anspruch auf Beitragszuschuß zur Krankenversicherung

weder für die Zeit bis zum 30. Juni 1977 nach 5 381 Abs 4 der

Reichsversicherungsordnung (RVG) idF des Zweiten Krankenver—
sicherungs—Änderungsgeset2es vom 21. Dezember 1970 (BGBl I

1770) noch für die Zeit ab 1. Juli 1977 nach 5 1304 e RVG idF

des Zwanzigsten Rentenanpassungsgesetzes vom 27. Juni 1977

(BGBlI 1040)zu..

Nach 5 381 Abs & RVO aF wird der Zuschuß den dort bezeichneten

Personen "zu ihrem Krankenversicherungsbeitrag", nach 5 1304 e

RVO nF wird er dem Rentner "zu seinen‘Krankenversicherungsbei-

- 4 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-4-

trägen bis zu ihrer tatsächlichen Höhe ..." gewährt. Bei
5 381 Abs & RVO aF hatte die Rechtsprechung jedoch genügen
lassen, wenn im Grundsatz ein entgeltliches Versicherungsver—

hältnis vorlag, auch wenn für bestimmte Zeiten keine Bei—

träge zu entrichten waren (SozR Nrn 21 und 27 zu 5 381 RVO).

Diese Rechtsprechung kann jedenfalls für 5 1304 e RVOnF
nicht fortgesetzt werden, da nun der Zusatz "bis zu ihrer

tatsächlichen Höhe" die Gewährung eines Beitragszuschusses
ohne Zweifel ausschließt, wenn überhaupt kein Beitrag ge-
zahlt wird. Danach muß also, wie das LSG richtig erkannt

hat, für die nach dem neuen Recht zu beurteilende Zeit die

Klage daran scheitern, daß die Kläger keine Beiträge zu

einer Krankenversicherung entrichten. Die Frage, ob nicht

auch @ 381 Abs & RVO schon in gleichem Sinne auszulegen war
- wovon das LSG ausgegangen sein muß -‚ läßt der Senat da-

hinstehen. Denn auch wenn insoweit an der früheren Recht-

sprechung festgehalten wird, könnten die Kläger mit ihren

Ansprüchen für die Zeit vom 1. Mai 1972 bis 30. Juni 1977

keinen Erfolg haben. 5 381 Abs 4 RVO aF setzt nämlich, zu-
mindest im weiteren, ua (ähnlich wie @ 130h e RVO nF) vor-
aus, daß der Rentenbezieher entweder als freiwilliges Mit-

glied in der gesetzlichen Krankenversicherung oder bei
einem privaten Versicherungsunternehmen gegen Krankheit ver-

sichert ist. Beides trifft auf die Kläger nicht zu.

Der erstgenannte Tatbestand verlangt eine freiwillige Mit-

gliedschaft in der deutschen gesetzlichen Krankenversiche—

rung. Allerdings steht nach Art 6 des Abkommens zwischen

der Bundesrepublik Deutschland und Kanada über soziale

Sicherheit vom 30. März 1971 (BGBl II 1972, 218) - in Kraft

ab 1.Mai 1972 (BGBl II 299) - die freiwillige Mitgliedschaft
in einer gesetzlichen Krankenversicherung in Kanada der

freiwilligen Mitgliedschaft in der deutschen gesetzlichen

Krankenversicherung gleich. Damit ist aber nur eine Gleich-

stellung für den Fall ausgesprochen, daß die Zugehörigkeit

zu einer gesetzlichen Krankenversicherung in Kanada als eine

freiwillige Versicherung (Mitgliedschaft) iS des 5 381 Abs &

RVO aF zu verstehen ist. Das ist bei derVérsicherung der
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Kläger bei der SM nicht der Fall° Nach den Feststellungen des

LSG, die für den Senat gemäß 5 163 des Sozialgerichtsgesetzes

(SGG) bindend sind, bedurfte es nur einer Registrierung, um
bei der SM einen kostenlosen, aus Steuermitteln finanzierten

Versicherungsschutz zu erlangen. Daß die Bewohner der Provinz
S. zu der Registrierung nicht verpflichtet waren, kann diese

Art der Versicherung nicht als eine freiwillige Versicherung

in einer gesetzlichen Krankenversicherung kennzeichnen. Der

Begriff der freiwilligen Versicherung ist hier mit Blick auf

die in der deutschen gesetzlichen Krankenversicherung vor—
handene Unterscheidung zwischen freiwilliger und Pflichtver-
sicherung zu bestimmen. Die Pflichtversicherung, auch Zwangs-

versicherung genannt, nach der RVO bedeutet dabei die Versiche—

rung kraft Gesetzes, also eine gesetzliche Versicherung (mit

oder auch ohne Beiträge); die freiwillige Versicherung ge—
schieht durch einen freiwilligen Beitritt zu der gesetzlichen

Krankenversicherung, der eine Beitragspflicht begründet, Die
streitige Versicherung der Kläger bei der SM enthält zwar
Elemente, die teils als Merkmale einer gesetzlichen und teils

als solche einer freiwilligen Versicherung gedeutet werden

könnten. Insgesamt überwiegen jedoch die für eine gesetzliche

Versicherung sprechenden Merkmale, dabei insbesondere, daß die

Versicherung gesetzlich für die Bewohner der Provinz S° vorge—

sehen ist, die sich nur registrieren zu lassen brauchen, und

daß durch die Registrierung keine Beitragspflicht ausgelöst,

die Versicherung vielmehr aus Steuermitteln (einer Sondern

steuer) finanziert wird. Die Versicherung bei der SM stellt

hiernach eine Variante der Pflichtversicherung bei einer ge-
setzlichen Krankenversicherung der. Das gilt auch dann, wenn
in der Zeit vom 1° Mai 1972 bis 31, Dezember 1975 nur die über

65—jährigen in der 1962 ursprünglich als Pflichtversicherung

mit Beitragspflicht eingeführten Versicherung von der Beitrags—

pflicht befreit gewesen wären (so offenbar der Vortrag der

Kläger).

Die Versicherung der Kläger bei der SM kann des weiteren nicht
als Versicherung bei einem privaten Versicherungsunternehmen iS

des 5 381 Abs & RVG aF angesehen werden, auch wenn insoweit
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wiederum Art 6 des deutsch»kanadischen Abkommensc■e Versiche-

rung bei einem privaten Versicherungsunternehmen in Kanada

gleichstellt° Der Begriff des privaten Versicherungsunter—

nehmens ist in der Rechtsprechung weit verstanden werden; mög—

licherweise ist darum auch einmal (Zweifel insoweit bei SozR

Nr 15 zu 5 381 RVO} eine gesetzliche Versicherung bei einer
ausländischen gesetzlichen Krankenversicherung als Versiche—

rung bei einem privaten Versicherungsunternehmen angesehen

worden. Zu bedenken ist jedoch, daß die Rechtsprechung später

aus dem Gleichheitssatz gefolgert hat, die gesetzliche Zuge-

hörigkeit zu einem ausländischen Krankenschutzsystem schließe

bei einem bestimmten Leistungsumfang einen nach @ 381 Abs 4

RVO aF an sich gegebenen Anspruch auf Beitragszuschuß aus.
Dieser Gedanke ist auch und schon bei der begrifflichen

Auslegung der Versicherung “bei einem privaten Versicherungs—

unternehmen“ zu beachten, Da nach der RVG die gesetzliche Zu-

gehörigkeit (Pflinhtmitgliedschaft) zur deutschen gesetzlichen

Krankenversicherung in keinem Falle einen Beitragszuschuß nach
5 381 Abs & RVG aF auszulösen vermag, muß das aus Gründen der

Gleichbehandlung auch dann gelten, wenn ein Auslandsrentner

allein wegen einer gesetzlichen Zugehörigkeit zu einem aus—
ländischen gesetzlichen Krankenschutzsystem einen Zuschuß zu
den dorthin zu zahlenden Beiträgen oder gar zu einer dort bei«

tragsfreien Versicherung begehrt° Dafür spricht auch der Auf—

bau des @ 381 Abs & RVG aF, der erst nach der gesetzlichen
und nach der freiwilligen Versicherung bei der deutschen ge—

setzlichen Krankenversicherung die Versicherung bei einem
privaten Versicherungsunternehmen behandelt„ Der Umfang der

Leistungen der ausländischen gesetzlichen Versicherung kann

in diesem Falle „ wo es nur um die Auslegung eines Tatbe«

standsmerkmals des 5 381 Abs & RVG aF (privates Versichew

rungsunternehmen} und nicht um den Ausschluß eines nach

dieser Vorschrift an sich gegebenen Anspruchs geht « keine

Rolle spielen° Da die Versicherung der Kläger bei der SM, wie
schon dargetan, eine gesetzliche Versicherung bei einem aus-

ländischen gesetzlichen Krankenschutzsystem (einer aus°
ländischen gesetzlichen Krankenversicherung) darstellt, kann

sie somit keine Versichaung bei einem privaten Versicherungs-
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unternehmen iS des @ 38i RVO eF sein„

Die Kläger berm en sich demgegenüber £ür ihre Klagen zu Unrecht

auf das deutsch»kanadische Abkommen„ Das Abkommen serlte in

Art 6 den Rechtseustand aufrechterhe ten, wie er sich bereits

zuvor durch die Anwendung des innersi °ea tlichen deutschen

Rechts ergeben hatte (SozR 220O @ 381 Nr ??; vgl auch Koch/
Hartmann/Schmidt, Die Rentenversicherung im Sezialgesetzbuch,

Band IQ Abschnitti Kanada, Anm 1 nnd & zu Art 6 des Abkommens).

Soweit bei Träg arm der gesetzlichen Krankenversieherung in
Kanada neben der Pfiichtversicherung eine freiwillige Versichem

rung mit Fr? i—h zehlung möglich is“, wie dies etwa in der
Provinz ”w*ar:„ ier Fall ist, steht dies der freiwilligen Mit-

gliedschaft ir Ser deutschen gesetziic nen Krankenversicherung

gleiüz1° Die Jersehrift besagt aber nicüt, daß die “£reiw11lige"

Registrierung bei der SM eine freiwillige Mitgliedschaft in

der gesetzlichen Krankenversicherung begründem Die Art 7, 10

und 1? des Abkemnens über die Zusammenarbeit sind nicht ver-

letzt° Da über den Inhalt der kanadischen versicherungsrechta

lichen Regelung, der Registrierung sewie der Finanzierung aus
früheren Pflicht oeitr°gen bzw° Uber die Steu.er kein Streit be-

steht; wer die WnschalW ung der Verbindungsstelle nicht er-
forderli ch Stre ';tig ist vielmehr au„schlie■ii„n‚ ob das so

umschriebene kanadische System im Sinne der deutschen Regelung
(@ 381 BVG aF} als freiwillige Mitg£édschaft in der gesetz»

lichen KF&HK€1V€PS*ÖQETUHSeder ale Versicherung bei einem
privaten Krankenversicherungsunternehmen anzusehen ist. Über

diese Fragen ist ellein vom deutschen Versicherungsträger und

im Streitfall ven ner de■tschen Sozialgerichtsberkeit zu ent_

scheiden"
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Die Revisionen der Kläger waren daher mit der Kostenfolge

aus 5 193 SGG zurückzuweisen.
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